
Demontagen im Jahre 1947 beendet sein. Die Fort­
setzung der Demontagen nach diesem Zeitpunkt ist ein 
Bruch des Völkerrechts. Sie erweist sich als eine syste­
matische Zerstörung der Existenzgrundlagen unserer 
Wirtschaft und bringt uns in immer größere Abhängig­
keit von den Westmächten. Die Demontagen erfolgen 
unter Vergewaltigung des Willens der deutschen Be­
völkerung. Insbesondere die britischen Militärbehörden 
haben immer wieder erklärt, daß sie bei Widerstand 
gegen die Demontagen Gewalt anwenden würden. So 
erklärte der Stadtkommandant von Gelsenkirchen dem 
Betriebsrat des zur Demontage bestimmten Benzin­
werks, daß bei Widerstand englisches Militär das Werk 
besetzen und die Belegschaft einschließlich der Direk­
tion vom Werk entfernen würde.

Meine Damen und Herren! National gesinnte 
Deutsche, die sich der Demontage widersetzen, sollen 
durch Prozesse zu Verbrechern gestempelt werden. So 
wurden im August 1949 drei Angehörige des Betriebs­
rates des Dortmunder Paraffinwerkes unter der Be­
schuldigung, einen Demontageunternehmer verprügelt 
zu haben, zü Gefängnisstrafen verurteilt.

Den gleichen Charakter hat der Prozeß gegen die 
sieben Angeklagten im Demontagestopp-Prozeß in 
Hannover. Der Kampf, den diese Angeklagten in der 
Presse geführt haben, galt der Erhaltung der Arbeits­
plätze für 120 000 Menschen im Bezirk Watenstedt- 
Salzgitter.

Die Erhaltung der Lebensgrundlagen unseres Volkes 
ist ein gemeinsames Anliegen aller Deutschen dies­
seits und jenseits der Demarkationslinie. Wir protestie­
ren daher dagegen, daß Deutsche zu Gefängnis ver­
urteilt werden sollen, weil sie für das nationale Lebens­
recht unseres Volkes eintreten.

Meine Damen und Herren! Der Prozeß in Hannover 
wird Tausende von Menschen in Westdeutschland zu 
der Erkenntnis führen, daß die von den alliierten Kom­
missaren diktierte Politik der Demontagen und der 
Arbeitslosigkeit Verrat an den nationalen Lebens­
interessen ist. Gegen diesen Verrat einzutreten, ist 
Pflicht aller deutschen Männer und Frauen!

(Bravo!)
Ich bitte deshalb das Hohe Haus, dem Dringlichkeits­

antrag zuzustimmen und damit zum Ausdruck zu 
bringen, daß es uns als Bürger unserer Deutschen 
Demokratischen Republik Ernst ist mit den Nöten, Sor­
gen und Gefahren, unter denen deutsche Menschen jen­
seits der gezogenen Demarkationslinie leben und ar­
beiten und als Arbeitslose und Arbeiter und als 
Kämpfer für Deutschlands Einheit und Freiheit darben 
und Opfer bringen.

Diese Menschen sollen durch die Annahme unseres 
Dringlichkeitsantrages erneut erfahren, daß wir durch 
unseren Kampf innerhalb der Nationalen Front für 
Einheit, Frieden und Freiheit, für die Lebensinteressen 
aller deutschen Menschen mit aller Kraft einzutreten 
gewillt sind.

(Lebhafter Beifall)

Präsident Dieckmann:
Ich nehme an, daß das Haus die erste und zweite 

Lesung über diesen Antrag miteinander verbinden und 
auf Ausschußberatung verzichten will. — Das ist Ihre 
Meinung; ich stelle das fest. Will das Haus in eine Aus­
sprache über den Antrag eintreten?

Es liegen hier beim Präsidium unterschiedliche Wort­
meldungen vor, und zwar zu verschiedenen Punkten 
der Tagesordnung. Diese Wortmeldungen bedürfen 
noch einer Klärung. Zum Teil sind nämlich diese Wort­
meldungen nach den alten Ziffern der Tagesordnung 
eingereicht worden. Die Tagesordnung ist aber in­
zwischen durch Ihren Beschluß geändert worden.

Ich möchte also noch einmal darauf hinweisen, daß 
wir uns jetzt bei der Behandlung des Punktes drei der 
Tagesordnung befinden und danach in die Beratung 
der Punkte vier und fünf, des Haushalts- und des Ab­
gabengesetzes, eintreten werden.

Ich bitte deshalb alle Damen und Herren, die das 
Wort nehmen wollen zu diesem nächsten Punkt der 
Tagesordnung, zum Abgabengesetz und zum Haus­
haltsgesetz, ihre Wortmeldungen schriftlich zu wieder­
holen, damit hier keine Irrtümer eintreten.

Es liegen sodann einige Wortmeldungen zu dem jetzt 
behandelten Antrag vor, bei denen jedoch der Vor­
behalt gemacht worden ist, daß diese Wortmeldungen 
nur gelten sollen, wenn überhaupt in eine Aussprache 
über den Antrag eingetreten wird. Ich frage das Haus, 
ob es in die Aussprache eintreten will, d. h. ob die hier 
vorliegenden Wortmeldungen bzw. die betreffenden 
Abgeordneten, und zwar in der folgenden Reihenfolge: 
Herr Abgeordneter Dr. Liebler für die LDP, Herr Ab­
geordneter Dr. Helm für die SED und Herr Abgeord­
neter Fried für die Fraktion Kulturbund/VVN, das
Wort begehren. (Ja-Rufe)
Danach will das Haus in die Aussprache eintreten. f 
Ich lasse nunmehr die Redner in der von mir ver­
lesenen Reihenfolge der Wortmeldungen sprechen. 
Falls eine Wortmeldung aus dem eben genannten 
Grunde beim Präsidium nicht eingegangen ist, bitte 
ich, sie nachzuholen. — Gegen die Reihenfolge wird 
kein Einspruch erhoben. Ich erteile dann das Wort 
Herrn Abgeordneten Dr. Liebler.

Abg. Dr. Liebler (LDP):
Meine Damen und Herren! Der Antrag der Fraktion 

der CDU war notwendig und erforderlich, um die Auf­
merksamkeit der Menschen in der Deutschen Demo­
kratischen Republik gerade auf diese Vorgänge mit 
besonderer Eindringlichkeit zu richten. Ich glaube 
aber, daß eine kurze Umstellung bzw. Einfügung nötig 
sein wird, um einen Begriff klarzustellen, nämlich daß 
der Appell an die Parlamente gerichtet wird, um die 
Achtung und Einhaltung der Immunität des Landtags­
abgeordneten Lehmann als Zweck dieses Appells zu 
erreichen.

Wir sollten uns darüber im klaren sein, daß Demon­
tagen im jetzigen Zeitpunkt, wie sie im Westen aus­
geführt werden, keinen anderen Sinn und Zweck haben 
als ausschließlich den einen, den friedlichen Wett­
bewerb der deutschen Wirtschaft auf dem allgemeinen 
Absatzmarkt möglichst für immer unmöglich zu
machen. (Sehr richtig!)

Die Ziele, die man sich dabei setzt, können und 
sollen nicht der Erhaltung des Friedens dienen — das 
wäre verständlich, und ebenso selbstverständlich wäre 
es, daß sie dann unsere Unterstützung fänden, sondern 
diese Art von Demontagen und alles, was damit zu­
sammenhängt, soll doch nur dem einen Zweck dienen, 
eine unbeliebte oder unliebsame Konkurrenz auszu­
schalten.

Wenn wir in diesem Zusammenhänge die Dinge 
sehen, so legt uns das erneut die Verpflichtung auf, 
Dank zu sagen, daß die Demontagen und alles, was 
damit zusammenhing, bei uns seit Jahr und Tag end­
gültig abgeschlossen sind und daß wir beim Neu­
aufbau unserer Wirtschaft die Unterstützung unserer 
Besatzungsmacht gefunden haben.

(Lebhafter Beifall)
Ich habe bereits einmal Gelegenheit gehabt, von 

dieser Stelle aus zu sagen, daß diejenigen, die von uns 
erwarten, daß wir eine Demokratie aufbauen, sich be­
mühen sollten, sie uns vorzuleben und uns zu zeigen, 
was wirkliche Demokratie ist.

(Sehr richtig! und Beifall)
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